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Einleitung

Die Frage, welche besitzrechtliche Rolle der Staatsanwaltschaft während eines
Strafverfahrens, insbesondere im Rahmen einer Beschlagnahme, zukommt, blieb
lange Zeit weitgehend unberücksichtigt. Ob die Staatsanwaltschaft gegenüber dem
letzten Gewahrsamsinhaber einer beschlagnahmten Sache oder einem Dritten als
unmittelbare oder mittelbare Allein-, Teil-, Mit- oder Nebenbesitzerin, als Fremd-
oder Eigenbesitzerin oder sogar als Besitzdienerin eingeordnet werden kann, ist
allerdings angesichts der Vielzahl von Rechtsfolgen, die an diese unterschiedlichen
Besitztatbestände geknüpft sind, von herausragender Bedeutung. Dies wurde be-
sonders deutlich im Rahmen des so genannten „Schwabinger Kunstfundes“ im Jahre
2012. Nachdem bei Cornelius Gurlitt, dem Sohn des Kunsthändlers Hildebrand
Gurlitt, 1280 sich in seinem Besitz befindliche Kunstwerke durch die Augsburger
Strafverfolgungsorgane beschlagnahmt worden sind, stellte sich die Frage, ob nicht
eben diese Beschlagnahme zu einer Veränderung der zivilrechtlichen Besitzlage
geführt hat. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass ein Teil der be-
schlagnahmten Werke seit 1945 als verschollen galt, mithin der Verdacht bestanden
hat, dass es sich bei diesen um NS-Raubkunst handeln könnte.1 Eine durch eine
strafprozessuale Beschlagnahme hervorgerufeneVeränderung der sachenrechtlichen
Besitzlage dahingehend, dass die Staatsanwaltschaft ihrerseits Besitzerin wird, hätte
unter anderem zur Folge, dass die (wahren) Eigentümer der beschlagnahmtenWerke
nunmehr ihren Herausgabeanspruch nach § 985 BGB gegen die Behörden geltend
machen könnten, ohne dass hiergegen noch die Einrede der Verjährung nach § 197
Abs. 1 Nr. 2 BGB erhoben werden kann.2

Von der besitzrechtlichen Einordnung der Strafverfolgungsbehörden, insbeson-
dere der Staatsanwaltschaft, ist jedoch nicht nur die Durchsetzungsmöglichkeit ei-
gentumsrechtlicher Ansprüche abhängig. Auch und insbesondere die Geltendma-
chung besitzschutzrechtlicher Ansprüche gegenüber der Staatsanwaltschaft nach
Beendigung bzw. Aufhebung der Beschlagnahmeanordnung hängt maßgeblich von
deren sachenrechtlicher Rolle ab. Bis zum 1. Juli 2017 wurde die Rückgabe (vor-
mals) beschlagnahmter Gegenstände nur teilweise von der Strafprozessordnung

1 Vgl. beispielsweise „Gurlitt-Kunstschatz: Forscher finden neuen Fall vonNS-Raubkunst“
unter https://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/gurlitt-nachlass-forscher-finden-neuen-fall-
von-raubkunst-a-1174701.html; letztmalig abgerufen am 13. Oktober 2020.

2 Diesen Fragen sind der VII. Heidelberger Kunstrechtstag am 22. und 23. November 2013
sowie der VIII. Heidelberger Kunstrechtstag am 31. Oktober und 1. November 2014 nachge-
gangen; so z.B. Baldus, Christian, Die sachenrechtliche Dimension des Falles „Gurlitt“ und
Haas, Volker, Die strafprozessuale Dimension des Falles „Gurlitt“, vgl. hierzu imÜbrigen auch
Weller, in: KUR 6/2013, 183.
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geregelt. Im Strafprozessrecht hatte sich vielmehr der gewohnheitsrechtliche
Grundsatz herausgebildet, dass die Staatsanwaltschaft beschlagnahmte Gegen-
stände nach Aufhebung der Beschlagnahmeanordnung an den letzten Gewahr-
samsinhaber zurückgibt. Lediglich die Herausgabe eines durch die Straftat dem
Verletzten entzogenen, für das Strafverfahren nicht mehr benötigten Beweisge-
genstandes war gesetzlich – nämlich in § 111k StPO – geregelt.3 Erst durch Art. 3
des Gesetzes zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung vom
13. April 2017 (BGBl. 2017 I, 872 ff.) wurde die Rückgabe beweglicher Gegen-
stände durch §§ 111n, 111o StPO (umfassender) geregelt.4 Nichtsdestotrotz weist
die Herausgabe ehemals beschlagnahmter Gegenstände durch die Strafverfol-
gungsbehörden nach wie vor Schwierigkeiten auf. Dabei ist die Rückgabe be-
schlagnahmter Sachen in der juristischen Praxis von hervorgehobener Bedeutung.
Oftmals hat der Betroffene nämlich ein erhebliches – nicht nur wirtschaftliches –
Interesse daran, die beschlagnahmten Gegenstände wiederzuerlangen. Andererseits
– auch dies ist nicht selten – können die Ermittlungsbehörden derjenigen Situation
ausgesetzt sein, in der niemand die Rückgabe der ehemals beschlagnahmten Sachen
verlangt. Gründe dafür sind zahlreiche vorhanden. So haben viele der ehemals Be-
schuldigten nach Durchführung des Strafverfahrens kein Interesse mehr an einem
Kontakt mit den Strafverfolgungsbehörden. Hinzu kommt, dass der wirtschaftliche
Wert der beschlagnahmten Sachen zumeist gering ist.5

Mit vorliegender Materie ist eine Schnittstelle berührt, die sowohl das Sachen-
recht als auch das Strafprozessrecht in besonderem Maße herausfordert. Die Arbeit
beschäftigt sich im Folgenden mit den sachenrechtlichen Auswirkungen einer
strafprozessualen Beschlagnahme und versucht das Ineinandergreifen von straf- und
sachenrechtlichen Normen und Wertungen darzustellen, in Bezug zueinander zu
setzen und umfassend zu erläutern. Die Arbeit knüpft dabei zunächst an die sich aus
demBürgerlichen Gesetzbuch (BGB) ergebenden sachenrechtlichen Normen an und
versucht die für die Beschlagnahme maßgeblichen StPO-Normen unter diese zu
subsumieren.

Hintergrund und zugleich Besonderheit der besitzrechtlichen Einordnung der
Staatsanwaltschaft ist, dass es sich bei dieser nicht – wie im Sachenrecht zumeist
üblich – um eine natürliche Person handelt, sondern mit ihr vielmehr eine (Justiz-)
Behörde und zudemOrgan der Rechtspflege betroffen ist. In diesem Zusammenhang
werden auch das besitzrechtliche Verhältnis der Organe der Rechtspflege unter-
einander und die Besitzposition der Staatsanwaltschaft gegenüber den Behörden und
Beamten des Polizeidienstes als ihr untergeordnete Organisationseinheiten einer
näheren Betrachtung unterzogen.

3 Darüber hinaus befanden sich Vorgaben im Hinblick auf die Rückgabe (ehemals) be-
schlagnahmter Gegenstände nur noch in Nr. 75 der Richtlinien für das Strafverfahren und das
Bußgeldverfahren (RiStBV).

4 KK-Greven, § 94 StPO, Rn. 24.
5 Dörn, in: wistra 5/1999, 175.
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Die Arbeit untergliedert sich in fünf Teile, deren erster sich zunächst mit dem
Besitz als solchem beschäftigt. Im zweiten Teil steht die Beschlagnahme nach
§§ 94 ff. StPO im Mittelpunkt der Untersuchung. Im dritten Teil wird die Postbe-
schlagnahme im Sinne der § 99 f. StPO näher untersucht. In einem vierten Schritt soll
die Beschlagnahme nach §§ 111b ff. StPO näher beleuchtet werden. Der fünfte und
letzte Teil beschäftigt sich mit den besitzschutzrechtlichen Herausgabeansprüchen,
die sich aus einer (rechtswidrigen) Beschlagnahmedurchführung ergeben können.
Zudem werden die (sachenrechtlichen) Folgen einer Herausgabe der ehemals be-
schlagnahmten Sachen an einen „Nichtberechtigten“ untersucht.
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